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Allgemeine Einkaufsbedingungen Rauschert (AEB) 

Stand 09/2023 

 

 

1. Geltungsbereich, Form 
1.1. Die vorliegenden Allgemeinen Einkaufsbedingungen (AEB) gelten 
für alle Geschäftsbeziehungen mit unseren Geschäftspartnern und Lieferan-
ten („Verkäufer“). Die AEB gelten nur, wenn der Verkäufer Unternehmer (§ 
14 BGB), eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen ist. 
1.2. Die AEB gelten insbesondere für Verträge über den Verkauf 
und/oder die Lieferung beweglicher Sachen („Ware“), ohne Rücksicht dar-
auf, ob der Verkäufer die Ware selbst herstellt oder bei Zulieferern einkauft 
(§§ 433, 650 BGB). Sofern nichts anderes vereinbart, gelten die AEB in der 
zum Zeitpunkt unserer Bestellung als Käufer geltenden Fassung als Rahmen-
vereinbarung auch für gleichartige künftige Verträge, ohne dass wir in je-
dem Einzelfall wieder auf sie hinweisen müssten. 
1.3. Diese AEB gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende 
oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen des Verkäufers werden 
nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung ausdrück-
lich schriftlich zugestimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in je-
dem Fall, beispielsweise auch dann, beispielsweise auch dann, wenn der 
Verkäufer im Rahmen der Auftragsbestätigung auf seine AGB verweist und 
wir dem nicht ausdrücklich widersprechen. 
1.4. Individuelle Vereinbarungen (zum Beispiel Rahmenlieferverträge, 
Qualitätssicherungsvereinbarungen) und Angaben in unserer Bestellung ha-
ben Vorrang vor den AEB. Handelsklauseln sind im Zweifel gem. den von der 
Internationalen Handelskammer in Paris (ICC) herausgegebenen In-
coterms® in der bei Vertragsschluss gültigen Fassung auszulegen. 
1.5. Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Verkäufers in Be-
zug auf den Vertrag (zum Beispiel Fristsetzung, Mahnung, Rücktritt) sind 
schriftlich abzugeben. Schriftlichkeit in Sinne dieser AEB schließt Schrift- 
und Textform (zum Beispiel Brief, E-Mail, Telefax) ein. Gesetzliche Formvor-
schriften und weitere Nachweise insbesondere bei Zweifeln über die Legiti-
mation des Erklärenden bleiben unberührt. 
1.6. Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klar-
stellende Bedeutung. Auch ohne eine derartige Klarstellung gelten daher 
die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in diesen AEB nicht unmittelbar ab-
geändert oder ausdrücklich ausgeschlossen werden. 
2. Vertragsschluss 
2.1. Unsere Bestellung gilt frühestens mit schriftlicher Abgabe oder Be-
stätigung als verbindlich. Auf offensichtliche Irrtümer (zum Beispiel Schreib- 
und Rechenfehler) und Unvollständigkeiten der Bestellung einschließlich 
der Bestellunterlagen hat uns der Verkäufer zum Zwecke der Korrektur bzw. 
Vervollständigung vor Annahme hinzuweisen; ansonsten gilt der Vertrag als 
nicht geschlossen. 
2.2. Der Verkäufer ist gehalten, unsere Bestellung innerhalb einer Frist 
von 14 Kalendertagen schriftlich zu bestätigen oder insbesondere durch 
Versendung der Ware vorbehaltlos auszuführen (Annahme). 
2.3. Eine verspätete Annahme gilt als neues Angebot und bedarf der 
Annahme durch uns. 
3. Lieferzeit und Lieferverzug 
3.1. Die von uns in der Bestellung angegebene Lieferzeit ist bindend. 
Wenn die Lieferzeit in der Bestellung nicht angegeben und auch nicht an-
derweitig vereinbart wurde, beträgt sie 4 Wochen ab Vertragsschluss.  
3.2. Kann der Verkäufer einen Liefertermin – gleich aus welchem Grund 
– voraussichtlich nicht einhalten, muss er uns dies, den Grund und die vor-
aussichtliche Dauer der Verzögerung unverzüglich mitteilen. 
3.3. Erbringt der Verkäufer seine Leistung nicht oder nicht innerhalb 
der vereinbarten Lieferzeit oder kommt er in Verzug, so bestimmen sich un-
sere Rechte – insbesondere auf Rücktritt und Schadensersatz – nach den 
gesetzlichen Vorschriften. Die Regelungen in 3.4 bleiben unberührt. 
3.4. Ist der Verkäufer in Verzug, können wir – neben weitergehenden 
gesetzlichen Ansprüchen – pauschalierten Ersatz unseres Verzugsschadens 
in Höhe von 0,1% des Nettopreises pro Werktag verlangen, insgesamt je-
doch nicht mehr als 5% des Nettopreises der verspätet gelieferten Ware. 
Uns bleibt der Nachweis vorbehalten, dass ein höherer Schaden entstanden 
ist. Dem Verkäufer bleibt der Nachweis vorbehalten, dass überhaupt kein 
oder nur ein wesentlich geringerer Schaden entstanden ist. 
3.5. Liefert der Verkäufer früher als vereinbart, behalten wir uns vor die 
Ware auf Kosten des Verkäufers zurückzusenden. Erfolgt bei vorzeitiger Lie-
ferung keine Rücksendung, so lagert die Ware bis zum vereinbarten Liefer-
termin bei uns auf Kosten und Gefahr des Verkäufers. Wir behalten uns im 
Falle vorzeitiger Lieferung vor, die Zahlung erst am vereinbarten Fälligkeits-
tag vorzunehmen.  

4. Leistung, Lieferung, Gefahrübergang, Annahmeverzug 
4.1. Der Verkäufer ist ohne unsere vorherige schriftliche Zustimmung 
nicht berechtigt, die von ihm geschuldete Leistung durch Dritte (zum Bei-
spiel Subunternehmer) erbringen zu lassen. Der Verkäufer trägt das Be-
schaffungsrisiko für seine Leistungen, wenn nicht im Einzelfall etwas ande-
res vereinbart ist (zum Beispiel Beschränkung auf Vorrat). 
4.2. Die Lieferung erfolgt innerhalb Deutschlands „frei Haus“ an den in 
der Bestellung angegebenen Ort. Ist der Bestimmungsort nicht angegeben 
und nichts anderes vereinbart, so hat die Lieferung an unseren Geschäftssitz 
zu erfolgen. Der jeweilige Bestimmungsort ist auch der Erfüllungsort für die 
Lieferung und eine etwaige Nacherfüllung (Bringschuld). 
4.3. Der Lieferung ist ein Lieferschein unter Angabe von Datum (Aus-
stellung und Versand), Inhalt der Lieferung (Artikelnummer und Anzahl) so-
wie unserer Bestellkennung (Datum und Nummer) beizulegen. Fehlt der Lie-
ferschein oder ist er unvollständig, so haben wir hieraus resultierende Ver-
zögerungen der Bearbeitung und Bezahlung nicht zu vertreten. Getrennt 
vom Lieferschein ist uns eine entsprechende Versandanzeige mit dem glei-
chen Inhalt zuzusenden. 
4.4. Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Ver-
schlechterung der Sache geht mit Übergabe am Erfüllungsort auf uns über. 
Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese für den Gefahrübergang maß-
gebend. Auch im Übrigen gelten bei einer Abnahme die gesetzlichen Vor-
schriften des Werkvertragsrechts entsprechend. Der Übergabe bzw. Ab-
nahme steht es gleich, wenn wir uns im Annahmeverzug befinden. 
4.5. Für den Eintritt unseres Annahmeverzuges gelten die gesetzlichen 
Vorschriften. Der Verkäufer muss uns seine Leistung aber auch dann aus-
drücklich anbieten, wenn für eine Handlung oder Mitwirkung unsererseits 
(zum Beispiel Beistellung von Material) eine bestimmte oder bestimmbare 
Kalenderzeit vereinbart ist. Geraten wir in Annahmeverzug, so kann der Ver-
käufer nach den gesetzlichen Vorschriften Ersatz seiner Mehraufwendun-
gen verlangen ( § 304 BGB). Betrifft der Vertrag eine vom Verkäufer herzu-
stellende, unvertretbare Sache (Einzelanfertigung), so stehen dem Verkäu-
fer weitergehende Rechte nur zu, wenn wir uns zur Mitwirkung verpflichtet 
und das Unterbleiben der Mitwirkung zu vertreten haben. 
5. Preise und Zahlungsbedingungen 
5.1. Der in der Bestellung angegebene Preis ist bindend. Alle Preise ver-
stehen sich einschließlich gesetzlicher Umsatzsteuer, wenn diese nicht ge-
sondert ausgewiesen ist. 
5.2. Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes vereinbart ist, schließt der 
Preis alle Leistungen und Nebenleistungen des Verkäufers (zum Beispiel 
Montage, Einbau) sowie alle Nebenkosten (zum Beispiel ordnungsgemäße 
Verpackung, Transportkosten einschließlich eventueller Transport- und 
Haftpflichtversicherung) ein. 
5.3. Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes vereinbart ist, schließt der 
Preis auch Zölle bis zu der von uns angegeben Lieferanschrift und Kosten für 
Zollformalitäten ein. 
5.4. Ist Lieferung ab Werk vereinbart, ist der von uns vorgeschriebene 
Hausspediteur zu beauftragen. Gegebenenfalls hat der Verkäufer den Haus-
spediteur zu erfragen. Alle bis zur Übergabe an den Frachtführer entstehen-
den Kosten, einschließlich Beladung und Rollgeld, trägt der Verkäufer. 
5.5. Der vereinbarte Preis ist innerhalb von 60 Kalendertagen ab voll-
ständiger Lieferung und Leistung (einschließlich einer vereinbarten Ab-
nahme) sowie Zugang einer ordnungsgemäßen Rechnung zur Zahlung fällig.  
5.6. Soweit Bescheinigungen über Materialprüfungen, Warenprüfzeug-
nisse etc. vereinbart sind, bilden sie einen wesentlichen Bestandteil der Lie-
ferung und sind zusammen mit der Lieferung an uns zu übersenden. Späte-
stens müssen sie jedoch 5 Tage nach Rechnungseingang bei uns vorliegen. 
Die Zahlungsfrist beginnt nicht vor dem Eingang der vereinbarten Beschei-
nigung. 
5.7. Wir bezahlen, sofern nichts anderes schriftlich vereinbart ist, nach 
unserer Wahl innerhalb von 10 Tagen mit 3% Skonto, innerhalb von 30 Ta-
gen mit 2 % Skonto oder innerhalb von 60 Tagen rein netto. Das Skonto ist 
vom Nettobetrag anzuziehen.  
5.8. Bei Banküberweisung ist die Zahlung rechtzeitig erfolgt, wenn un-
ser Überweisungsauftrag vor Ablauf der Zahlungsfrist bei unserer Bank ein-
geht. 
5.9. Wir schulden keine Fälligkeitszinsen. Für den Zahlungsverzug gel-
ten die gesetzlichen Vorschriften. 
5.10. Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte sowie die Einrede des 
nicht erfüllten Vertrages stehen uns in gesetzlichem Umfang zu. Wir sind 
insbesondere berechtigt, fällige Zahlungen zurückzuhalten, solange uns 
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noch Ansprüche aus unvollständigen oder mangelhaften Leistungen gegen 
den Verkäufer zustehen. 
5.11. Der Verkäufer hat ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht 
nur wegen rechtskräftig festgestellter oder unbestrittener Gegenforderun-
gen. 
5.12. Bei Vorauszahlungen hat der Verkäufer eine angemessene Sicher-
heit in Form einer selbstschuldnerischen Bankbürgschaft einer europäi-
schen Großbank zu leisten. 
6. Ersatzteilbelieferung 
6.1. Der Verkäufer verpflichtet sich, uns während der durchschnittli-
chen Lebensdauer des gelieferten Produkts mit allen Ersatzteilen zu belie-
fern. Der Preis für ein Ersatzteil darf nicht höher sein als der Preis für ein 
entsprechendes Teil auf dem freien Markt.  
6.2. Wurde die Ersatzteilproduktion eingestellt, verpflichtet sich der 
Verkäufer, auf Anforderung gegen angemessenes Entgelt Konstruktionsun-
terlagen an Rauschert herauszugeben. Wir dürfen diese Unterlagen aus-
schließlich für die Fertigung von Ersatzteilen zur eigenen Verwendung nut-
zen. Wir verpflichtet uns, diese Unterlagen keinen Dritten zugänglich zu ma-
chen.  
7. Hinweise bei Änderungen, Einstellung der Produktion 
7.1. Bietet der Verkäufer ein Produkt an, welches wir bereits bei ihm 
bezogen haben so muss er, ungeachtet weitergehender Hinweispflichten, 
unaufgefordert auf Änderungen hinweisen, wenn sich die Spezifikation im 
Vergleich mit einem früher unter derselben Bezeichnung gelieferten Pro-
dukt geändert hat.  
7.2. Der Verkäufer verpflichtet sich, uns mindestens 3 Monate vor Ein-
stellung der Herstellung eines von uns bezogenen Produktes zu unterrich-
ten. 
8. Teillieferungen  
8.1. Teillieferungen akzeptieren wir nur nach ausdrücklicher Vereinba-
rung. 
8.2. Bei vereinbarten Teillieferungen ist die verbleibende Restmenge 
aufzuführen. 
9. Änderungen 
Wir können Änderungen des Vertragsgegenstandes verlangen, wenn diese 
erforderlich sind, um den Verwendungszwecks zu erreichen, und diese dem 
Verkäufer zumutbar sind. Dabei ist der Vertrag unter Beachtung der Interes-
sen beider Vertragsteile anzupassen insbesondere hinsichtlich Kosten und 
Lieferterminen. 
10. Höhere Gewalt  
10.1. Schwerwiegende Ereignisse, wie insbesondere höhere Gewalt, Ar-
beitskämpfe, Unruhen, kriegerische oder terroristische Auseinandersetzun-
gen, die unvorhersehbare Folgen für die Leistungsdurchführung nach sich 
ziehen, befreien die Vertragsparteien für die Dauer der Störung und im Um-
fang ihrer Wirkung von ihren Leistungspflichten, selbst wenn sie sich in Ver-
zug befinden sollten.  
10.2. Eine automatische Vertragsauflösung ist damit nicht verbunden. 
Die Vertragsparteien sind verpflichtet, sich von einem solchen Hindernis zu 
benachrichtigen und ihre Verpflichtungen den veränderten Verhältnissen 
nach Treu und Glauben anzupassen. 
11. Schutzrechte 
11.1. Der Verkäufer steht dafür ein, dass durch von ihm gelieferte Pro-
dukte keine Schutzrechte Dritter in Ländern der Europäischen Union oder 
anderen Ländern, in denen er die Produkte herstellt oder herstellen lässt, 
verletzt werden. Er ist verpflichtet, uns von allen Ansprüchen freizustellen, 
die Dritte gegen uns wegen einer solchen Verletzung von gewerblichen 
Schutzrechten erheben, und uns alle notwendigen Aufwendungen im Zu-
sammenhang mit dieser Inanspruchnahme zu erstatten. Dies gilt nicht, so-
weit der Verkäufer nachweist, dass er die Schutzrechtsverletzung weder zu 
vertreten hat noch bei Anwendung kaufmännischer Sorgfalt zum Zeitpunkt 
der Lieferung hätte kennen müssen. 
11.2. Unsere weitergehenden gesetzlichen Ansprüche wegen Rechts-
mängeln der an uns gelieferten Produkte bleiben unberührt. 
11.3. Im Falle von Schutzrechtsverletzungen hat der Verkäufer zunächst 
das Recht, mit dem Schutzrechtsinhaber eine Auseinandersetzung über Exi-
stenz, Umfang und Geltungsbereich des Schutzrechts und über die Höhe ei-
ner angemessenen Lizenzgebühr zu führen.  
11.4. Kommt es diesbezüglich zu einer gerichtlichen Auseinanderset-
zung, sind wir berechtigt, dem Rechtsstreit auf Seiten des Verkäufer beizu-
treten. Verliert der Verkäufer den Rechtsstreit, ohne dass wir dies zu vertre-
ten haben, hat er uns die Kosten des Rechtsstreits zu ersetzen.  
11.5. Unterlässt der Verkäufer es, eine Auseinandersetzung zu führen, 
oder scheitert der Verkäufer mit seinen Bemühungen um eine Auseinander-
setzung, so sind wir berechtigt, auf Kosten des Verkäufer die Genehmigung 
zur Benutzung der betreffenden Liefergegenstände und Leistungen vom Be-
rechtigten zu bewirken. Dieser Anspruch ist der Höhe nach begrenzt, auf die 

Erstattung des Kaufpreises und den Ersatz des Schadens der durch den 
Rechtsmangel entstanden ist. 
11.6.  
12. Geheimhaltung und Eigentumsvorbehalt 
12.1. An Abbildungen, Plänen, Zeichnungen, Berechnungen, Ausfüh-
rungsanweisungen, Produktbeschreibungen und sonstigen Unterlagen be-
halten wir uns Eigentums- und Urheberrechte vor. Derartige Unterlagen 
sind ausschließlich für die vertragliche Leistung zu verwenden und nach Er-
ledigung des Vertrags an uns zurückzugeben. Gegenüber Dritten sind die 
Unterlagen geheim zu halten, und zwar auch nach Beendigung des Vertrags. 
Die Geheimhaltungsverpflichtung erlischt erst, wenn und soweit das in den 
überlassenen Unterlagen enthaltene Wissen allgemein bekannt geworden 
ist. Besondere Geheimhaltungsvereinbarungen und gesetzliche Regelungen 
zum Geheimnisschutz bleiben unberührt. 
12.2. Vorstehende Bestimmung gilt entsprechend für Stoffe und Mate-
rialien (zum Beispiel Software, Fertig- und Halbfertigprodukte) sowie für 
Werkzeuge, Vorlagen, Muster und sonstige Gegenstände, die wir dem Ver-
käufer zur Herstellung beistellen. Derartige Gegenstände sind – solange sie 
nicht verarbeitet werden – auf Kosten des Verkäufers gesondert zu verwah-
ren und in angemessenem Umfang gegen Zerstörung und Verlust zu versi-
chern. 
12.3. Eine Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung (Weiterverarbei-
tung) von beigestellten Gegenständen durch den Verkäufer wird für uns 
vorgenommen. Das gleiche gilt bei Weiterverarbeitung der gelieferten 
Ware durch uns, so dass wir als Hersteller gelten und spätestens mit der 
Weiterverarbeitung nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften Eigentum 
am Produkt erwerben. 
12.4. Die Übereignung der Ware auf uns hat unbedingt und ohne Rück-
sicht auf die Zahlung des Preises zu erfolgen. Nehmen wir jedoch im Einzel-
fall ein durch die Kaufpreiszahlung bedingtes Angebot des Verkäufers auf 
Übereignung an, erlischt der Eigentumsvorbehalt des Verkäufers spätestens 
mit Kaufpreiszahlung für die gelieferte Ware. Wir bleiben im ordnungsge-
mäßen Geschäftsgang auch vor Kaufpreiszahlung zur Weiterveräußerung 
der Ware unter Vorausabtretung der hieraus entstehenden Forderung er-
mächtigt (hilfsweise Geltung des einfachen und auf den Weiterverkauf ver-
längerten Eigentumsvorbehalts). Ausgeschlossen sind damit jedenfalls alle 
sonstigen Formen des Eigentumsvorbehalts, insbesondere der erweiterte, 
der weitergeleitete und der auf die Weiterverarbeitung verlängerte Eigen-
tumsvorbehalt. 
12.5. Der Verkäufer hat den Vertragsabschluss vertraulich zu behandeln 
und darf auf geschäftliche Verbindungen zu uns erst nach Zustimmung hin-
weisen. 
13. Mangelhafte Lieferung 
13.1. Für unsere Rechte bei Sach- und Rechtsmängeln der Ware (ein-
schließlich Falsch- und Minderlieferung sowie unsachgemäßer Montage/In-
stallation oder mangelhafter Anleitungen) und bei sonstigen Pflichtverlet-
zungen durch den Verkäufer gelten die gesetzlichen Vorschriften und, aus-
schließlich zu unseren Gunsten, die nachfolgenden Ergänzungen und Klar-
stellungen. 
13.2. Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Verkäufer insbeson-
dere dafür, dass die Ware bei Gefahrübergang auf uns die vereinbarte Be-
schaffenheit hat. Als Vereinbarung über die Beschaffenheit gelten jedenfalls 
diejenigen Produktbeschreibungen, die – insbesondere durch Bezeichnung 
oder Bezugnahme in unserer Bestellung – Gegenstand des jeweiligen Ver-
trages sind oder in gleicher Weise wie diese AEB in den Vertrag einbezogen 
wurden. Es macht dabei keinen Unterschied, ob die Produktbeschreibung 
von uns, vom Verkäufer oder vom Hersteller stammt. 
13.3. Abweichungen von der Spezifikation gelten immer als erhebliche 
Pflichtverletzungen, es sei denn, wir können mit nur ganz unerheblichem 
Aufwand das Produkt selbst in einen spezifikationsgerechten Zustand ver-
setzen. 
13.4. Bei Waren mit digitalen Elementen oder sonstigen digitalen Inhal-
ten schuldet der Verkäufer die Bereitstellung und Aktualisierung der digita-
len Inhalte jedenfalls insoweit, als sich dies aus einer Beschaffenheitsverein-
barung Ziffer 2.2 oder sonstigen Produktbeschreibungen des Herstellers 
oder in seinem Auftrag, insbes. im Internet, in der Werbung oder auf dem 
Warenetikett, ergibt. 
13.5. Zu einer Untersuchung der Ware oder besonderen Erkundigungen 
über etwaige Mängel sind wir bei Vertragsschluss nicht verpflichtet. Teil-
weise abweichend von § 442 Abs. 1 S. 2 BGB stehen uns Mängelansprüche 
daher uneingeschränkt auch dann zu, wenn uns der Mangel bei Vertrags-
schluss infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist. 
13.6. Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht gelten die 
gesetzlichen Vorschriften ( §§ 377 , 381 HGB) mit folgender Maßgabe: Un-
sere Untersuchungspflicht beschränkt sich auf Mängel, die bei unserer Wa-
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reneingangskontrolle unter äußerlicher Begutachtung einschließlich der Lie-
ferpapiere offen zu Tage treten (zum Beispiel Transportbeschädigungen, 
Falsch- und Minderlieferung) oder bei unserer Qualitätskontrolle im Stich-
probenverfahren erkennbar sind. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, be-
steht keine Untersuchungspflicht. Im Übrigen kommt es darauf an, inwie-
weit eine Untersuchung unter Berücksichtigung der Umstände des Einzel-
falls nach ordnungsgemäßem Geschäftsgang tunlich ist. Unsere Rügepflicht 
für später entdeckte Mängel bleibt unberührt. Unbeschadet unserer Unter-
suchungspflicht gilt unsere Rüge (Mängelanzeige) jedenfalls dann als unver-
züglich und rechtzeitig, wenn sie innerhalb von 3 Arbeitstagen ab Entdek-
kung bzw., bei offensichtlichen Mängeln, ab Lieferung abgesendet wird. 
13.7. Zur Nacherfüllung gehört auch der Ausbau der mangelhaften Ware 
und der erneute Einbau, sofern die Ware ihrer Art und ihrem Verwendungs-
zweck gemäß in eine andere Sache eingebaut oder an eine andere Sache 
angebracht wurde, bevor der Mangel offenbar wurde; unser gesetzlicher 
Anspruch auf Ersatz entsprechender Aufwendungen (Aus- und Einbauko-
sten) bleibt unberührt. Die zum Zwecke der Prüfung und Nacherfüllung er-
forderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und 
Materialkosten sowie ggf. Aus- und Einbaukosten, trägt der Verkäufer auch 
dann, wenn sich herausstellt, dass tatsächlich kein Mangel vorlag. Unsere 
Schadensersatzhaftung bei unberechtigtem Mängelbeseitigungsverlangen 
bleibt unberührt; insoweit haften wir jedoch nur, wenn wir erkannt oder 
grob fahrlässig nicht erkannt haben, dass kein Mangel vorlag. 
13.8. Unbeschadet unserer gesetzlichen Rechte und der Regelungen in 
Ziffer 13.6 gilt: Kommt der Verkäufer seiner Verpflichtung zur Nacherfüllung 
– nach unserer Wahl durch Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder 
durch Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) – innerhalb ei-
ner von uns gesetzten, angemessenen Frist nicht nach, so können wir den 
Mangel selbst beseitigen und vom Verkäufer Ersatz der hierfür erforderli-
chen Aufwendungen bzw. einen entsprechenden Vorschuss verlangen. Ist 
die Nacherfüllung durch den Verkäufer fehlgeschlagen oder für uns unzu-
mutbar (zum Beispiel wegen besonderer Dringlichkeit, Gefährdung der Be-
triebssicherheit oder drohendem Eintritt unverhältnismäßiger Schäden) be-
darf es keiner Fristsetzung; von derartigen Umständen werden wir den Ver-
käufer unverzüglich, nach Möglichkeit vorher, unterrichten. 
13.9. Im Übrigen sind wir bei einem Sach- oder Rechtsmangel nach den 
gesetzlichen Vorschriften zur Minderung des Kaufpreises oder zum Rücktritt 
vom Vertrag berechtigt. Außerdem haben wir nach den gesetzlichen Vor-
schriften Anspruch auf Schadens- und Aufwendungsersatz. 
14. Lieferantenregress 
14.1. Unsere gesetzlich bestimmten Aufwendungs- und Regressansprü-
che innerhalb einer Lieferkette (Lieferantenregress gem. §§ 478 , 445a , 
445b bzw. §§ 445c , 327 Abs. 5 , 327u BGB) stehen uns neben den Män-
gelansprüchen uneingeschränkt zu. Wir sind insbesondere berechtigt, ge-
nau die Art der Nacherfüllung (Nachbesserung oder Ersatzlieferung) vom 
Verkäufer zu verlangen, die wir unserem Abnehmer im Einzelfall schulden; 
bei Waren mit digitalen Elementen oder sonstigen digitalen Inhalten gilt 
dies auch im Hinblick auf die Bereitstellung erforderlicher Aktualisierungen. 
Unser gesetzliches Wahlrecht ( § 439 Abs. 1 BGB) wird hierdurch nicht ein-
geschränkt. 
14.2. Bevor wir einen von unserem Abnehmer geltend gemachten Man-
gelanspruch (einschließlich Aufwendungsersatz gem. §§ 445a Abs. 1 , 439 
Abs. 2 , 3 , 6 S. 2 , 475 Abs. 4 BGB) anerkennen oder erfüllen, werden wir 
den Verkäufer benachrichtigen und unter kurzer Darlegung des Sachver-
halts um schriftliche Stellungnahme bitten. Erfolgt eine substantiierte Stel-
lungnahme nicht innerhalb angemessener Frist und wird auch keine einver-
nehmliche Lösung herbeigeführt, so gilt der von uns tatsächlich gewährte 
Mangelanspruch als unserem Abnehmer geschuldet. Dem Verkäufer obliegt 
in diesem Fall der Gegenbeweis. 
14.3. Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress gelten auch dann, wenn 
die mangelhafte Ware durch uns, unseren Abnehmer oder einen Dritten, 
zum Beispiel durch Einbau, Anbringung oder Installation, mit einem anderen 
Produkt verbunden oder in sonstiger Weise weiterverarbeitet wurde. 
15. Mitwirkung 
Auf mangelhafte Mitwirkung unsererseits, etwas das Ausbleiben von uns zu 
liefernder Unterlagen oder Angaben, kann der Verkäufer sich erst berufen, 
wenn unsere Mitwirkung trotz Mahnung mit angemessener Frist ausgeblie-
ben ist. 
16. Garantien  
16.1. Der Verkäufer garantiert und sichert zu, dass sämtliche Lieferun-
gen/Leistungen dem neuesten Stand der Technik, den rechtlichen Bestim-
mungen und den Vorschriften und Richtlinien von Behörden, Berufsgenos-
senschaften und Fachverbänden entsprechen. Sind im Einzelfall Abweichun-
gen von diesen Vorschriften notwendig, so muss der Verkäufer hierzu eine 
schriftliche Zustimmung einholen. Die Gewährleistungsverpflichtung des 

Verkäufers wird durch diese Zustimmung nicht eingeschränkt. Hat der Ver-
käufer Bedenken gegen die von Rauschert gewünschte Art der Ausführung, 
so hat der Verkäufer Rauschert  dies unverzüglich schriftlich mitzuteilen.  
16.2. Der Verkäufer garantiert und sichert zu, dass sämtliche Lieferungen 
frei von Schutzrechten  Dritter sind und insbesondere, dass durch die Liefe-
rung und Benutzung der Liefergegenstände Patente, Lizenzen oder sonstige 
Schutzrechte Dritter innerhalb Deutschlands nicht verletzt werden. Sofern 
dem Verkäufer bekannt ist, dass seine Produkte von Rauschert auch in be-
stimmten Ländern vertrieben werden, gilt vorstehend Genanntes auch für 
diese Länder. 
17. Produzentenhaftung 
17.1. Ist der Verkäufer für einen Produktschaden verantwortlich, hat er 
uns insoweit von Ansprüchen Dritter freizustellen, als die Ursache in seinem 
Herrschafts- und Organisationsbereich gesetzt ist und er im Außenverhält-
nis selbst haftet. 
17.2. Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat der Verkäufer 
Aufwendungen gem. §§ 683 , 670 BGB zu erstatten, die sich aus oder im 
Zusammenhang mit einer Inanspruchnahme Dritter einschließlich von uns 
durchgeführter Rückrufaktionen ergeben. Über Inhalt und Umfang von 
Rückrufmaßnahmen werden wir den Verkäufer – soweit möglich und zu-
mutbar – unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Wei-
tergehende gesetzliche Ansprüche bleiben unberührt. 
17.3. Der Verkäufer hat eine Produkthaftpflichtversicherung mit ange-
messenen Versicherungssummen für Personen- und Sachschaden abzu-
schließen und zu unterhalten. Auf Verlangen wird er uns die Versicherungs-
police vorlegen. 
18. Qualitätssicherung 
Der Verkäufer hat eine nach Art und Umfang geeignete, dem neuesten 
Stand der  Technik entsprechende Qualitätssicherung durchzuführen und 
uns diese nach Aufforderung nachzuweisen. Der Verkäufer wird mit uns, so-
weit wir dies für erforderlich halten, eine entsprechende Qualitätssiche-
rungsvereinbarung abschließen. 
19. Verjährung 
19.1. Die wechselseitigen Ansprüche der Vertragsparteien verjähren 
nach den gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes be-
stimmt ist. 
19.2. Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Ver-
jährungsfrist für Mängelansprüche 3 Jahre ab Gefahrübergang. Soweit eine 
Abnahme vereinbart ist, beginnt die Verjährung mit der Abnahme. Die 3-
jährige Verjährungsfrist gilt entsprechend auch für Ansprüche aus Rechts-
mängeln, wobei die gesetzliche Verjährungsfrist für dingliche Herausgabe-
ansprüche Dritter ( § 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB) unberührt bleibt; Ansprüche aus 
Rechtsmängeln verjähren darüber hinaus in keinem Fall, solange der Dritte 
das Recht – insbesondere mangels Verjährung – noch gegen uns geltend 
machen kann. 
19.3. Die Verjährungsfristen des Kaufrechts einschließlich vorstehender 
Verlängerung gelten – im gesetzlichen Umfang – für alle vertraglichen Män-
gelansprüche. Soweit uns wegen eines Mangels auch außervertragliche 
Schadensersatzansprüche zustehen, gilt hierfür die regelmäßige gesetzliche 
Verjährung (§§ 195 , 199 BGB), wenn nicht die Anwendung der Verjährungs-
fristen des Kaufrechts im Einzelfall zu einer längeren Verjährungsfrist führt. 
 
20. REACH-Verordnung  
20.1. Der Verkäufer verpflichtet sich auch uns gegenüber die REACH Ver-
ordnung (EG) Nr. 1907/2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und 
Beschränkung chemischer Stoffe zu erfüllen.  
20.2. Insbesondere verpflichtet sich der Verkäufer, uns ein den Bestim-
mungen der Verordnung entsprechendes Sicherheitsdatenblatt zur Verfü-
gung zu stellen oder die gemäß Art. 32 dieser VO erforderlichen Informatio-
nen mitzuteilen.  
20.3. Der Verkäufer verpflichtet sich, ausdrücklich darauf hinzuweisen, 
wenn er einen Stoff liefert, der entgegen der Verpflichtung nach Art. 6 der 
VO (EG) Nr. 1907/2006 nicht registriert wurde. Das gleiche gilt, wenn er eine 
Zubereitung liefert in der ein oder mehrere Stoffe enthalten sind, der/die 
entgegen der Verpflichtung nach Art. 6 der VO (EG) Nr. 1907/2006 nicht re-
gistriert wurde/wurden.  
20.4. Sofern der Verkäufer einen oder mehrere in Anlage XIV der VO (EG) 
Nr. 1907/2006 aufgenommenen Stoff/Stoffe oder eine Zubereitung liefert, 
in der ein solcher Stoff/solche Stoffe enthalten ist/sind, teilt er Rauschert 
ausdrücklich schriftlich die Gründe im Sinne von Art. 56 VO (EG) Nr. 
1907/2006 mit, die Inverkehrbringen des Stoffes erlauben.  
20.5. Sofern der Verkäufer von der Verwendung eines Stoffes abrät, hat 
er dies schriftlich in hervorgehobener Weise zu tun.  
20.6. Sofern wir aufgrund von Art. 37 VO (EG) Nr. 1907/2006 zur Erstel-
lung eines Stoffsicherheitsberichts verpflichtet ist und deshalb vom Verkäu-
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fer Informationen bezüglich gelieferter Stoffe benötigt, ist dieser verpflich-
tet, innerhalb einer Frist von 30 Tagen nach Eingang eines Ersuchens, die 
angeforderten Informationen zu erteilen. 
20.7. Ändern sich die Vorschriften der VO (EG) Nr. 1907/2006 bezüglich 
obiger Verpflichtungen des Verkäufers sind die Änderungen für die Ver-
pflichtungen des Verkäufers maßgeblich. 
20.8. Der Verkäufer hat uns für alle aufgrund der VO (EG) Nr. 1907/2006 
(REACH- Verordnung) registrierungspflichtigen Stoffe, unabhängig davon, 
ob diese als Stoff oder als Teil einer Zubereitung geliefert werden, die Regi-
strierungsnummer mitzuteilen. Teilt der Verkäufer keine Registrierungs-
nummer mit, bedeutet dies, dass die Lieferung keinen registrierungspflich-
tigen Stoff enthält. Eine Lieferung die ohne Mitteilung einer Registrierungs-
nummer einen registrierungspflichtigen Stoff enthält, gilt als mangelhaft im 
Sinne von § 434 BGB. 
21. Schwermetallverbot  
21.1. Bei Produkten, die für den Verkäufer erkennbar oder bekannter-
maßen für die Produktion von Kraftfahrzeugzubehörteilen verwendet wer-
den, verpflichtet sich der Verkäufer, an uns nur solche Produkte zu liefern, 
die der EU-Richtlinie 2000/53/EG vom 18.09.2000 unter Berücksichtigung 
der Entscheidung der Europäischen Kommission vom 27.06.2002 
(2002/525/EG) entsprechen.  
21.2. Soweit der Verkäufer Produkte liefert, in denen Stoffe verarbeitet 
sind, die unter die zuvor genannte EU-Richtlinie fallen, verpflichtet sich der 
Verkäufer, uns auf diese Stoffe ausdrücklich hinzuweisen. 
22. Auskunft zur Produktsicherheit  
22.1. Der Verkäufer hat uns aufgrund von § 4 Absatz 1 Geräte- und Pro-
duktsicherheitsgesetz alle Informationen mitzuteilen, die für eine Beurtei-
lung der Gefährdung der Sicherheit und Gesundheit von Verwendern des 
Produkts oder Dritten von Bedeutung sind. Dabei sind insbesondere zu  be-
rücksichtigen:  
22.1.1. die Eigenschaften des Produkts einschließlich seiner Zusammen-
setzung, Verpackung, der Anleitung für seinen Zusammenbau, der Installa-
tion, der Wartung und der Gebrauchsdauer,  
22.1.2. seine Einwirkungen auf andere Produkte, soweit seine Verwen-
dung mit anderen Produkten zu erwarten ist,  
22.1.3. seine Darbietung, Aufmachung im Handel, Kennzeichnung, 
Warnhinweise, Gebrauchs- und Bedienungsanleitung und Angaben für 
seine Beseitigung sowie alle sonstigen produktbezogenen Angaben oder In-
formationen,  
22.2. die Gruppe von Verwendern, die bei der Verwendung des Produkts 
einer größeren Gefahr ausgesetzt sind als andere. 
23. Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) 
23.1. Der Verkäufer steht in der Lieferkette vor uns. Er verpflichtet sich 
auch uns gegenüber das LkSG einzuhalten. 
23.2. Der Verkäufer wird uns alle Informationen und Informationen zur 
Verfügung stellen, die wir zur Einhaltung und zum Nachweis der Einhaltung 
des LkSG benötigen. 
24. Umweltverträglichkeit  
Der Verkäufer  verpflichtet sich, bei seinen Lieferungen/Leistungen und 
auch bei Zulieferungen oder Nebenleistungen Dritter im Rahmen der wirt-
schaftlichen und technischen Möglichkeiten umweltfreundliche Produkte 
und Verfahren einzusetzen. Der Verkäufer  haftet für die Umweltverträg-
lichkeit der gelieferten Produkte und Verpackungsmaterialien sowie für alle 
Folgeschäden, die durch die Verletzung seiner gesetzlichen Entsorgungs-
pflichten entstehen. Auf unser Verlangen von wird der Verkäufer  ein Be-
schaffenheitszeugnis ausstellen. 
25. Verpackung Rückgabe und Rücknahme  
25.1. Die Waren sind so zu verpacken, dass Transportschäden vermieden 
werden. Verpackungsmaterialien sind nur in dem für die Erreichung dieses 
Zwecks erforderlichen Umfang zu verwenden. Es dürfen nur umweltfreund-
liche Verpackungsmaterialien zum Einsatz gelangen. 
25.2. Die Rücknahmeverpflichtung des Verkäufers für die Verpackung 
richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen. 
25.3. Werden uns ausnahmsweise Verpackungen gesondert in Rechnung 
gestellt, sind wir berechtigt, gegen eine Vergütung von 2/3 des sich aus der 
Rechnung ergebenen Wertes frachtfrei an den Verkäufer zurückzusenden, 
es sei denn die Verpackungen sind erheblich beschädigt. 
26. Vergütungen für Angebote, Konzepte und dergleichen 
Für Besuche oder die Ausarbeitung von Angeboten, Konzepten usw. werden 
nicht gewährt, sofern eine Vergütung nicht ausdrücklich vereinbart ist oder 
darauf ein gesetzlicher Anspruch besteht. 
27. Rechtswahl, Gerichtsstand, Vertragssprache 
27.1. Für diese AEB und die Vertragsbeziehung zwischen uns und dem 
Verkäufer gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss 
internationalen Einheitsrechts, insbesondere des UN-Kaufrechts. 

27.2. Ist der Verkäufer Kaufmann im Sinne des  Handelsgesetzbuchs, ju-
ristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Son-
dervermögen, ist ausschließlicher – auch internationaler – Gerichtsstand für 
alle sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten unser Ge-
schäftssitz. Entsprechendes gilt, wenn der Verkäufer Unternehmer im Sinne 
von § 14 BGB ist. Wir sind jedoch in allen Fällen auch berechtigt, Klage am 
Erfüllungsort der Lieferverpflichtung gem. diesen AEB bzw. einer vorrangi-
gen Individualabrede oder am allgemeinen Gerichtsstand des Verkäufers zu 
erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere zu ausschließli-
chen Zuständigkeiten, bleiben unberührt. 
 

*** 
 


